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Erster Abschnitt 
Allgemeines

§t
Zweck der Leistungen

Die Leistungen nach §§ 97 und 98 AFG können insoweit gewährt 
werden, als dies nach Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
zweckmäßig erscheint, um Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer zu 
beheben.

§ 2
Allgemeine Leistungsvoraussetzungen

(1) Die Förderung setzt in der Regel eine angemessene Eigenlei­
stung des Arbeitgebers voraus.

(2) Eine Leistung darf nicht gewährt werden, wenn sie voraussicht­
lich den freien Wettbewerb stören würde.

(3) Eine Leistung darf nicht gewährt werden, wenn anzunehmen ist, 
daß der Arbeitgeber Entlassungen zu dem Zwecke vorgenommeri hat, 
sich oder einem anderen Arbeitgeber eine Förderung nach § 97 AFG 
durch Einstellung zugewiesener älterer Arbeitnehmer zu verschaffen.

§3
Ältere Arbeitnehmer

(1) Ältere Arbeitnehmer im Sinne dieser Anordnung ist, wer 
mindestens 55 Jahre alt und aufgrund

1. sonstiger in seiner Person begründeter Umstände oder
2. sich verändernder Anforderungen der Wirtschaft und des 

Arbeitslebens
nicht mehr in der Lage ist, ohne die Hilfen nach dieser Anordnung im 
Wettbewerb mit den übrigen Arbeitnehmern zu bestehen.

(2) In der Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum 31. Dezember 1995 ist 
älterer Arbeitnehmer i. S. des Absatzes 1 auch, wer mindestens 
fünfzig Jahre alt ist. Für Maßnahmen, deren Förderung vor dem 
1. Januar 1996 bewilligt wird, gilt Satz 1 bis zum Ende der Förderung.

§4
(gegenstandslos)

Zweiter Abschnitt
Zuschüsse zu den Lohnkosten 

(Individuelle Förderung)

§5
Personenkreis

(1) Zuschüsse werden für arbeitslose ältere Arbeitnehmer gewährt, 
die

1. für die Zeit unmittelbar vor der Zuweisung Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe bezogen haben oder Anspruch auf eine 
dieser Leistungen hatten oder die Voraussetzungen des § 46 
Abs. 1 AFG für einen Anspruch auf Unterhaltsgeld erfüllt haben,

2. innerhalb der letzten achtzehn Monate vor Beginn des Arbeits­
verhältnisses mindestens zwölf Monate beim Arbeitsamt ar­
beitslos gemeldet oder in einer nach den §§ 91 bis 96 AFG 
geförderten Allgemeinen Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung 
beschäftigt waren und

3. vom Arbeitgeber aufgrund der Bemühungen der Arbeitsverwal­
tung zusätzlich eingestellt und beschäftigt werden.

Dem Tatbestand des Satzes 1 Nr. 1 steht der Bezug von staatlicher 
Unterstützung während der Zeit der Arbeitsvermittlung vor Inkraft­
treten des Arbeitsförderungsgesetzes gleich. Dem Tatbestand des 
Satzes 1 Nr. 2 steht die Meldung beim Arbeitsamt zur Vermittlung 
einer anderen Tätigkeit vor Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgeset­
zes gleich.

(2) Zusätzlichkeit liegt dann vor, wenn das arbeitsmarktpolitische 
Interesse an der Beschäftigung des Arbeitnehmers größer ist als das 
Interesse des Arbeitgebers an der Einstellung.

§ 6
Dauer und Höhe der Zuschüsse

(1) Der Lohnkostenzuschuß beträgt in der Regel fünfzig vom 
Hundert des tariflichen oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht 
besteht, des für die Beschäftigung ortsüblichen Arbeitsentgelts zu 
Beginn des Arbeitsverhältnisses; er darf siebzig vom Hundert, soweit 
Arbeitgeber eine juristische Person des öffentlichen Rechts ist, 
sechzig vom Hundert dieses Arbeitsentgelts nicht übersteigen.

(2) Für Arbeitnehmer, die vor Beginn des Arbeitsverhältnisses 
mindestens achtzehn Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet 
waren, kann der Lohnkostenzuschuß bis zu siebzig vom Hundert, für 
Arbeitnehmer, die vor Beginn des Arbeitsverhältnisses mindestens 
vierundzwanzig Monate arbeitslos gemeldet waren, bis zu fünfund­
siebzig vom Hundert für die Dauer bis zu acht Jahren gewährt 
werden. Zeiten einer Beschäftigung in einer nach §§ 91 ff. AFG 
geförderten Maßnahmen können im Einzelfall als Zeiten der Arbeits­
losigkeit berücksichtigt werden, soweit dies arbeitsmarkt- und sozial­
politisch geboten ist.

(3) Bei der Festsetzung des Zuschusses hat das Arbeitsamt in der 
Person des Arbeitslosen liegende Umstände und die besonderen 
Verhältnisse des für ihn erreichbaren Arbeitsmarktes zu berücksichti­
gen.

(4) Jeweils spätestens nach Ablauf eines Förderungsjahres vermin­
dert sich der Zuschuß um mindestens zehn vom Hundert des 
Arbeitsentgelts. Der weitere Zuschuß wird jeweils nach dem Arbeits­
entgelt zu Beginn des neuen Förderungsjahres berechnet. Die 
Förderung endet spätestens mit Ablauf des Förderungsjahres, für das 
der Zuschuß dreißig vom Hundert, soweit Arbeitgeber eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts ist, vierzig vom Hundert des Arbeits­
entgelts beträgt. Hiervon kann in den Fällen nach Absatz 2 abgese­
hen werden.

(5) Für Arbeitnehmer, deren Leistungsfähigkeit besonders beein­
trächtigt ist und die in nach § 98 AFG geförderten Betrieben 
beschäftigt werden, können in die Bemessungsgrundlage zum Lohn­
kostenzuschuß auch die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung zu 
Beginn des Arbeitsverhältnisses einbezogen werden.

§7
Pauschalierung der Zuschüsse

Die Zuschüsse können unter Zugrundelegung eines Durchschnitts­
satzes für mehrere in einem Betrieb zusätzlich beschäftigte Arbeit­
nehmer pauschaliert werden.

§ 8
Wegfall der Zuschüsse

Der Zuschuß entfällt, wenn dem Arbeitnehmer ein ihm zumutbarer 
Dauerarbeitsplatz vermittelt werden kann.

Dritter Abschnitt
Leistungen an Arbeitgeber für den Aufbau, 

die Erweiterung und die Ausstattung 
von Betrieben und Betriebsabteilungen 

(Institutionelle Förderung)

§9
Art und Umfang der Leistungen

(1) Die Leistungen nach § 98 AFG werden als Darlehen oder 
Zuschuß gewährt.

(2) Die Gewährung eines Darlehens oder eines Zuschusses setzt 
eine angemessene Eigenbeteiligung des Antragstellers voraus.


